
 

 

 
 
 
 
An den 
Bürgermeister der Stadt Wermelskirchen 
Herrn Rainer Bleek 
 
-Rathaus- 
 
 

15. Dezember 2015 
 

 

Anfrage betreffs Unterdenkmalschutzstellung städtischer Liegenschaften:  

Unterdenkmalschutzstellung des Hauses Berliner Straße 17a 

 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
für die Akteneinsicht, die mir gestern gewährt wurde, möchte ich mich zunächst bedan-
ken. 
 
Die Akteneinsicht ergab folgenden Ablauf: 
• Mit Datum vom 18.08.2015 stellte die Fraktion der GRÜNEN hierzu einen Antrag. 
• Die Befassung mit diesem Antrag und dem Thema war für den 25.08.2015 im Verwal-

tungsvorstand vorgesehen. 
• Die Mitarbeiterin M.B. der Stadtverwaltung wandte sich am 24.08.2015 per Mail an en 

Landschaftsverband Rheinland und teilte diesem betreffs der Objekte Berliner Straße 
17a und Eifgen 3 (Schmiede) folgendes mit: „Wir würden gerne für o.g. Objekte die 
Denkmalwürdigkeit überprüfen und hierfür einen Ortstermin mit Ihnen ausmachen.“ 

• In der Akte findet sich zudem weitere Korrespondenz, die intensive Kontakte zwi-
schen den Grünen und der städtischen Mitarbeiterin belegt. 

 
Ich frage nunmehr an: 

1. Wer hat die städtische Mitarbeiterin autorisiert bzw. angewiesen, in dieser 

Art und Weise tätig zu werden? 

2. Ist es üblich, dass die Verwaltung binnen einer Woche nach Eingang einem 

Antrag einer Fraktion, der bis heute keine Beschlussfassung in irgendeinem 

Ausschuss erfahren hat –  quasi in  vorauseilendem Gehorsam folgend, ent-

spricht? 

3. Inwiefern ist es üblich, dass weniger als 24 Stunden, bevor der Verwal-

tungsvorstand sich mit dem Thema beschäftigt, seitens nachgeordneter Mit-

arbeiter Fakten geschaffen werden? 

4. Wer hat die Mitarbeiterin autorisiert bzw. angewiesen beim Objekt Eifgen 3 

ebenfalls aktiv zu werden? 



 

 

 

 

5. Ist der Mitarbeiterin eigentlich bekannt und bewusst, dass sie politische Be-

schlüsse betreffs des Verkaufes des Hauses Berliner Straße 17a missachtet 

und konterkariert? 

6. Ist der Mitarbeiterin bewusst, dass sie mit ihrem Handeln in beiden Fällen 

Schaden für die Stadt in sechsstelliger Höhe verursacht indem sie den Ver-

kauf der Objekte faktisch unmöglich macht? 

7. Ist der Mitarbeiterin bewusst, dass sie durch ihr Handeln in beiden Fällen 

möglicherweise für die Stadt zukünftige Sanierungs- und Unterhaltungskos-

ten in sechs- bis siebenstelliger Höhe verursacht? 

8. Werden solche Aktivitäten nicht in das strategische Gesamthandeln der Ver-

waltung eingebettet sondern stattdessen einem von allen anderen Aspekten 

losgelösten „Eigenleben“ überlassen? 

 

Die Anfrage, welche weiteren städtischen Liegenschaften sich derzeit in einem 

(vorläufigen) Verfahren zur Unterdenkmalschutzstellung befinden, halte ich 

aufrecht. 

 

 
 
Mit freundlichen Grüßen                       

 

 

Henning Rehse    
(Fraktionsvorsitzender)  
 


